
Ausbildungszahlen 

Einstellungs-
jahr 

Ausbildungsberuf Anzahl der 
Neueinstellungen 

2009 8 gehobener Dienst, 7 mittlerer Dienst, 1 Fachinformatiker 16 

2010 8 gehobener Dienst, 3 mittlerer Dienst, 2 Lebensmittel- 
kontrolleure 

13 

2011 9 gehobener Dienst, 6 mittlerer Dienst, 2 Verwaltungs- 
fachangestellte 

17 

2012 6 gehobener Dienst, 5 mittlerer Dienst, 2 Verwaltungs- 
fachangestellte 

13 

2013 7 gehobener Dienst, 4 mittlerer Dienst, 3 Verwaltungs- 
fachangestellte, 1 Fachangestellter für Medien- u. 
Informationsdienste 

16 

2014 8 gehobener Dienst, 8 mittlerer Dienst 14 

2015 8 gehobener Dienst, 3 Qualifizierungsaufsteiger, 4 mittlerer 
Dienst, 1 Vermessungstechniker, 1 Verwaltungsfach- 
angestellter 

17 

2016 7 gehobener Dienst, 1 Qualifizierungsaufsteiger, 7 mittlerer 
Dienst,  1 Fachinformatiker, 1 Hygienekontrolleur 

17 

2017 7 gehobener Dienst, 5 Blocklehrgang Jobcenter, 
1 Qualifizierungsaufsteiger, 8 mittlerer Dienst,     
1 Fachinformatiker, 1 Vermessungstechniker 

23 

2018 14 gehobener Dienst, 8 mittlerer Dienst, 5 Blocklehrgang, 
1 Hygienekontrolleur, 1 Verwaltungsfachangestellter IT 

29 

2019 11 gehobener Dienst (incl. 1 Aufsteiger), 6 mittlerer Dienst 
(incl. 2 Jobcenter), 5 Verwaltungslehrgang I Block,     
2 Vermessungstechniker, 1 Lebensmittelkontrolleur, 
1 Hygienekontrolleur  

26 

Anlage 1



DER LANDRAT 
10-1 / 50  01.07.2019 

1/2 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

Beantwortung der Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen vom 03.06.2019 
zur Sitzung des Kreisausschusses am 24.06.2019: 
Vereinfachung von Antragsformularen und Antragswegen 

Die eingebrachten Fragestellungen beziehen sich auf Anforderungen des laufenden 
Verwaltungsgeschäftes, welche allerdings in vielen Fällen durch detaillierte gesetzli-
che Vorgaben und Umsetzungsanforderungen beeinflusst sind. 

Wesentliche Schübe zur Verstärkung von Verfahrenstransparenz und der Zugäng-
lichkeit von Leistungen werden zurzeit durch die Vorbereitungen auf die Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes (OZG) erzeugt. Dabei geht es nicht nur um die digitale 
Verfügbarkeit von kommunalen Leistungen, sondern auch um die Überprüfung und 
Vereinfachung der einzelnen Leistungsfelder und der damit verbundenen Antrags-
wege. 

Im Zuge dieser Aufstellung kann die heutige Beantwortung nur eine erste Perspekti-
ve sein. Mit weiter intensivierten Digitalisierungsprozessen werden zurzeit, sowohl in 
unserer Verwaltung als auch im gesamten kommunalen Raum, Verfahren vorange-
trieben, die Transparenz und Leistungszugänge unterstützen und gleichzeitig ent-
sprechende Vereinfachungsangebote für Bürgerinnen und Bürgern enthalten. 

Zur aktuellen Beantwortung der Fragen im Einzelnen: 

Zu 1) Welche Reaktionen von Bürgerinnen und Bürgern sowie Fachinstitutio-
nen sind dem Kreis hinsichtlich des Verständnisses von Formularvorlagen und 
Antragswegen bekannt? 

Zum einen bilden sich Reaktionen dazu in der Regel im direkten, anlassbezogenen 
Dialog im Rahmen der unmittelbaren Sachbearbeitung ab. Durch Hinweise oder be-
gleitende Beratungsleistungen können viele Fragestellungen beantwortet werden 
und so im Verfahren auch gelöst werden. 

Zum anderen ist die Diskussion um verständliche Formularvorlagen und die transpa-
rente und einfachere Gestaltung von Antrags- und Bearbeitungswegen ein kontinu-
ierliches Entwicklungsthema in der Kommunalverwaltung; immer auch im Anforde-
rungsdialog mit gesetzlichen Vorgaben, die erwarten, dass immer komplexere und 
detailliertere Sachverhalte bereits im Antragsverfahren eingearbeitet werden. 

Aktuell sind der Verwaltung keine Problemanzeigen bekannt. Im Rahmen der An-
tragstellung in den jeweiligen Fachbereichen werden Bürgerinnen und Bürger zu of-
fenen Fragen beraten. 

Anlage 2



DER LANDRAT  
10-1 / 50                     01.07.2019 
 

2/2 

 
Zu 2) Wie können vom Kreis Verfahrens- und Antragswege zur Zuschussge-
währung für Menschen im Bezug von Leistungen nach dem SGB II und SGB XII 
vereinfacht werden? 
 
Zur OZG-Leistung „Hilfe zum Lebensunterhalt (SGB XII)“ wurde durch das Land 
NRW ein OZG-Labor im Mai/Juni durchgeführt. Seitens der Kreisverwaltung haben 
daran die Leiterin des Kreissozialamtes und eine Mitarbeiterin der Stabsstelle Digita-
lisierung mitgewirkt. Die Ergebnisse werden nunmehr für die konkrete Arbeitspraxis 
aufbereitet. Hier sind sowohl fachliche und organisatorische Ansatzpunkte zu ver-
knüpfen, als auch digitale Instrumentarien zu entwickeln. 
 
Aktuell werden für die Antragstellung SGB XII im Kreis Mettmann – wie auch bei der 
Mehrheit der Sozialhilfeträger – standardisierte Vordrucke verwendet. – Da keine 
Problemanzeigen dazu bekannt sind, wird unabhängig von der vorgenannten Aufar-
beitung im Zuge fortschreitender Digitalisierung aktuell keine Handlungsnotwendig-
keit gesehen. 
 
Für Menschen im Bezug von Leistungen nach dem SGB II verwendet das Jobcenter 
MEaktiv vom Bund vorgegebene bundeseinheitliche Antragsvordrucke. 
 
Zu 3) Welche besonderen Hilfen werden (langzeit-)arbeitslosen Menschen im 
Rahmen der Antragsstellungen zur Verfügung gestellt? 
 
Die Beratung im Rahmen der Antragstellung erfolgt bei Bedarf durch die Mitarbeiten-
den im Jobcenter. 
 
Zu 4) Welche besonderen Hilfen werden geflüchteten Menschen im Rahmen 
der Antragsstellungen zur Verfügung gestellt? 
 
Der Kreis Mettmann fördert die Sprach- und Integrationslotsen, die von den Ämtern 
der Kreisverwaltung selbst, aber auch von den ka Städten, vom Integration Point des 
Jobcenters angefordert werden können. Zudem sind im Integration Point Mitarbei-
ter*innen mit verschiedensten Sprachkenntnissen tätig. 
 
Zu 5) Plant der Kreis die Bereitstellung von Antragsformularen in einfacher, 
leicht verständlicher Sprache? Wie ist hierzu der aktuelle Sachstand? 
 
Die Thematik der „einfachen Sprache“ ist Beratungsgegenstand im Fachausschuss 
für Informationstechnik und digitale Verwaltung. Zum Sachstand der Bereitstellung 
von Antragsformularen ist festzustellen, dass die Erhebung des Ist-Zustandes der 
bereitgestellten Formulare in den verschiedenen Systemen (Intranet, Vorlageabla-
gen, Internetangebot und Formularservice) erfolgt ist. Zurzeit wird ein Umsetzungs-
konzept erstellt, das neben einem einheitlichen Erscheinungsbild insbesondere ein 
nutzerorientiertes Serviceangebot zum Ziel hat. 
 
 
 
 
Thomas Hendele 
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